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Editorial
Noch in den ersten heißen Julitagen 
wurden zahlreiche Gesetze beschlos-
sen. Einige Gesetzesvorhaben sind der 
Sommerpause zum Opfer gefallen und 
bis dato noch nicht veröffentlicht. Wir 
informieren Sie über die Highlights der 
für die betriebliche Praxis wichtigen Än-
derungen betreffend das Energiekosten-
pauschale für KMU (aber leider keine 
News zum EKZ II), die geplante flexible 
Kapitalgesellschaft, sowie über die seit 
Juli geltenden Regelungen beim Home-
office über die Grenze.

Wir wünschen ein interessantes Lese-
vergnügen!

Umsatzsteuer 
kraft Rechnungs-
legung entschärft
Der Europäische Gerichtshof hat in sei-
ner jüngsten Entscheidung zum Thema 
„Umsatzsteuer kraft Rechnungslegung“ 
eine wesentliche Entschärfung der bis-
herigen unionsrechtlichen und österrei-
chischen Rechtslage zum Ausdruck ge-
bracht. 
Im vorliegenden Fall wurden von einer 
GmbH Rechnungen mit zu hoch aus-
gewiesener Umsatzsteuer an Konsu-
menten ausgestellt. Die zu hohe Umsatz-
steuer wurde von der GmbH zunächst an 
das Finanzamt abgeführt, aber bereits in 
der Umsatzsteuererklärung des betref-
fenden Jahres berichtigt, sodass eine 
Gutschrift in der Höhe der überhöhten 
Umsatzsteuer entstanden ist. Diese Gut-
schrift wurde vom Finanzamt verweigert, 
da keine Rechnungskorrekturen an die 
Endkonsumenten ausgestellt wurden, 
sondern nur die Umsatzsteuererklärung 

einseitig korrigiert wurde. Die Finanz-
verwaltung warf der GmbH auch vor, 
sich mit der Umsatzsteuergutschrift zu 
bereichern, da die Endkonsumenten die 
erhöhte Umsatzsteuer getragen haben.

Der EuGH führt jedoch aus, dass der Sinn 
und Zweck der Regelung „Umsatz-
steuer kraft Rechnungslegung“ darin 
besteht, dass das Steueraufkommen 
nicht gefährdet wird. Dadurch, dass 
die Rechnungen ausschließlich an Kon-
sumenten ausgestellt wurden, welche 
ohnehin nicht zum Vorsteuerabzug be-
rechtigt sind, ist das Steueraufkommen 
aufgrund der falschen Rechnungen nicht 
gefährdet. Steuerlich kann demnach 
eine Rechnungskorrektur unterbleiben, 
wenn falsch ausgestellte Rechnungen 
an Geschäftspartner bzw. Kunden aus-
gestellt werden, welche selbst nicht zum 
Vorsteuerabzug berechtigt sind. Mit dem 
Vorwurf der Bereicherung durch die Um-
satzsteuergutschrift hat sich der EuGH in 
seiner Entscheidung nicht befasst. Das 
BFG hat nunmehr der GmbH die Gut-
schrift gewährt. Ob zwecks Vermeidung 
der Bereicherung eine Pflicht zur Rück-
erstattung der zu viel bezahlten Umsatz-
steuer an die Endkonsumenten besteht, 
blieb vorerst offen.
Aufgrund des Urteils des EuGH hat der 
Gesetzgeber nunmehr mit dem AbgÄG 
2023 im österreichischen UStG die Re-
gelungen über das Entstehen der Um-
satzsteuerschuld kraft unrichtiger Rech-
nung angepasst: Es ist jetzt ausdrücklich 
vorgesehen, dass eine unrichtige 
Rechnung keine zusätzliche Steuer-
schuld auslöst, wenn eine Lieferung 
oder sonstige Leistung ausschließ-
lich an Konsumenten erbracht wird, 
die nicht zum Vorsteuerabzug berech-
tigt sind. 
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1Neuerungen im 
Gesellschaftsrecht   
Aufgrund der steigenden Popularität von 
Start-Up Unternehmen und der mangel-
haften Flexibilität des derzeitigen Ge-
sellschaftsrechts, hat der Gesetzgeber 
eine Start-Up-Offensive für das Gesell-
schaftsrecht angekündigt. Darunter fällt 
z. B. die Einführung einer neuen Ge-
sellschaftsform, die Herabsetzung des 
Mindeststammkapitals für GmbHs sowie 
steuerlich attraktive Mitarbeitergewinn-
beteiligungen. Die endgültige Gesetz-
werdung bleibt abzuwarten.

Start-Up-Mitarbeiterbeteiligung
Im Rahmen des Start-Up-Förderungspa-
kets soll die Beteiligung von Mitarbeitern 
einfacher und attraktiver werden.
Derzeit gilt eine Steuerbefreiung für Mit-
arbeiter im Rahmen einer jährlichen Ge-
winnbeteiligung von bis zu EUR 3.000,00. 
Selten machen neu gegründete Unterneh-
men in den ersten Jahren Gewinne. Da-
her sind alternativ virtuelle Beteiligungen 
(sog. Phantom Shares) interessant, da 
diese zunächst keinen Geldfluss beim 
Unternehmen und keine sofortige Steuer 
beim Mitarbeiter auslösen. 
Das geplante Modell der Mitarbeiterbe-
teiligung für Start-ups ab 1.1.2024 sieht 
vor, dass eine (fast) unentgeltliche Abga-
be von Kapitalanteilen im Wege einer Ka-
pitalerhöhung an Dienstnehmer möglich 
ist. Im Zeitpunkt, in dem die Beteiligung 
übertragen wird, fällt keine Steuer an. Erst 
im Zeitpunkt der Veräußerung oder sonsti-
ger Umstände gilt der dann aktuelle Wert 
der Anteile als zugeflossen und löst die 
Steuerpflicht aus.
Der Entwurf sieht folgende Vorausset-
zungen vor:
•	 Das Unternehmen muss im Zeitpunkt 

der Abgabe der Anteile im vorangegan-
genen Wirtschaftsjahr durchschnittlich 
weniger als 100 AN und nicht mehr als 
EUR 40 Mio. Umsatz haben sowie nicht 
konsolidierungspflichtig sein.

•	 Die Gewährung der Anteile muss bin-
nen 10 Jahren nach Ablauf des Grün-
dungsjahres erfolgen.

•	 Der Arbeitnehmer darf weder unmittel-
bar noch mittelbar eine Beteiligung von 
mehr als 10 % halten.
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•	 Zwischen Arbeitnehmer und Arbeitge-
ber besteht eine Vinkulierung im Falle 
der Veräußerung / Übertragung. 

•	 Erklärung des Arbeitnehmers, von der 
Regelung gem. § 67a EStG Gebrauch 
zu machen, ist dem Lohnkonto beizule-
gen. 

Für die Besteuerung der Start-Up-Mit-
arbeiterbeteiligung ist vorgesehen, dass 
pauschal 75 % des geldwerten Vorteils 
dem festen Steuersatz von 27,5 % unter-
liegen, die restlichen 25 % sollen mit dem 
Progressionstarif besteuert werden. Vo-
raussetzung für die begünstigte Besteue-
rung ist, dass die Anteile mindestens 5 Jah-
re gehalten wurden oder bei Beendigung 
des Dienstverhältnisses dieses minde-
stens 3 Jahre lang gedauert hat. Der geld-
werte Vorteil bemisst sich nach dem Ver-
äußerungserlös oder dem gemeinen Wert. 
Auch im Sozialversicherungsrecht sind 
Begünstigungen geplant.

Senkung der Mindestkörperschaftsteuer
Der Entwurf des Gesellschaftsrechtsän-
derungsgesetzes 2023 sieht u. a. zur För-
derung von Unternehmensgründungen 
vor, das Mindeststammkapital einer 
GmbH generell auf EUR 10.000,00 zu 
senken. Damit entfällt die bisherige Auf-
füllverpflichtung für gründungsprivilegierte 
GmbHs. In Anlehnung an das GmbH-Ge-
setz soll auch für die künftige Flexible Ka-
pitalgesellschaft (FlexKap) ein Mindest-
stammkapital von EUR 10.000,00 gelten, 
welches bei der Gründung zur Hälfte bar 
aufgebracht werden muss.
Die Mindest-KöSt für eine GmbH beträgt  
5 % des gesetzlichen Mindestkapitals, 
derzeit also 5 % von EUR 35.000,00 = 
EUR 1.750,00 pa. Durch die Senkung 
des Mindestkapitals auf EUR 10.000,00 
beträgt die Mindest-KöSt für eine 
GmbH oder FlexKap künftig generell 
EUR 500,00 pa.
Dies wird mit den KöSt-Vorschreibungen 
2024 für alle GmbH umgesetzt werden.

Neue Rechtsform „Flexible Kapitalge-
sellschaft“
Eingebettet im Entwurf des Gesellschafts-
rechtsänderungsgesetzes (GesRÄG) 
2023 soll ein eigenes Gesetz für die 
Gründung einer Flexiblen Kapitalgesell-
schaft eingeführt werden, welches eine 
subsidiäre Geltung des GmbH-Rechts 
vorsieht. Individuellere Ausgestaltungen 
in manchen Bereichen nach dem Vorbild 
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des Aktienrechts sollen ebenfalls mög-
lich sein. Als Bezeichnung für die neue 
Kapitalgesellschaft wird „Flexible Kapital-
gesellschaft“ vorgeschlagen, um auf die 
weitreichenden Gestaltungsmöglichkeiten 
dieser Rechtsform hinzuweisen. Im Fir-
menwortlaut kann die Bezeichnung auch 
mit „FlexKap“ abgekürzt werden. Im inter-
nationalen Verkehr kommt auch die eng-
lische Version „Flexibel Company“ oder 
„FlexCo“ in Betracht. 
Als Kernstück wird die im Entwurf vorge-
sehene Ausgabe von „Unternehmens-
wert-Anteilen“ präsentiert, für deren 
Übertragung / Übernahme nur geringe 
Formerfordernisse bestehen und den 
Anteilsinhabern grundsätzlich keine Mit-
wirkung an der Willensbildung der Gesell-
schaft zukommen lassen. In diesem Punkt 
gibt es offenbar noch Verhandlungsbe-
darf. Die endgültige Gesetzwerdung bleibt 
abzuwarten.

WiEReG-Novelle 
Der EuGH hat entschieden, dass die bis-
her im WiEReG geregelte, komplett un-
eingeschränkte öffentliche Einsicht in das 
Register der wirtschaftlichen Eigentümer 
beschränkt werden muss. Dies ist jetzt 
mit einer Novelle zum WiEReG erfolgt. 
Die Einsichtnahme erfordert nunmehr 
ein berechtigtes Interesse. Für be-
stimmte begünstigte Organisationen oder 
Personen (Medien, Zivilgesellschaft), die 
einen Bezug zur Verhinderung der Geld-
wäsche bzw. Terrorismusfinanzierung 
aufweisen, wird das berechtigte Interesse 
unterstellt. Andere Antragsteller auf Ge-
währung der Einsicht müssen hingegen 
nachweisen, dass aufgrund wirtschaft-
licher oder persönlicher Elemente ein hin-
reichendes Interesse am wirtschaftlichen 
Eigentümer eines bestimmten Rechtsträ-
gers besteht. Zudem können berufsmä-
ßige Parteienvertreter, wie z. B. Steuerbe-
rater, Auszüge aus dem Register abfragen 
und sie an ihre Klienten übermitteln, wenn 

Stufe
Förder-
grenze 
pro Jahr 
in €

Energie-
intensität

Förder-
intensität

Berechnungs-
formel

Verbrauchs-
menge Energieart

1 3.000 –  
2 Mio. 0 % 60 % Förderung der 

Mehrkosten 100 %

Treibstoffe, 
Strom, Erdgas, 
Wärme/Kälte 

(inkl. Fernwär-
me), Dampf, 
Heizöl, etc.

2 2 Mio. – 
4 Mio. 0 % 50 %

Förderung des 
1,5fach überstei-
genden Preises

70 % von 
2021

wie Stufe 1 
(ohne Treib-

stoffe)

3 4 Mio. – 
50 Mio.

3 % auf 2021 
oder 6 % auf 

das erste 
Halbjahr 2022

65 % wie Stufe 2 70 % von 
2021 wie Stufe 2

4 50 Mio. – 
150 Mio. wie Stufe 3 80 % wie Stufe 2 70 % von 

2021 wie Stufe 2

5 4 Mio. – 
100 Mio. 0 % 40 % wie Stufe 2 70 % von 

2021 wie Stufe 2

SteuernSteuern
das Vorliegen des berechtigten Interesses 
als offenkundig einzustufen ist. 
Mit der Novelle wurden weiters bspw. Mel-
deverpflichtungen für Stiftungen und 
Treuhandschaften erhöht. Bei Stiftungen 
und Trusts muss z. B. offengelegt werden, 
ob ein Stifter, Gründer oder Trustor als 
Treuhänder tätig ist.
Die Novelle schafft weiters die rechtliche 
Grundlage für die rasche und effektive 
Zusammenarbeit der Registerbehörde mit 
anderen nationalen und internationalen 
Behörden.

Zuschüsse für 
Strom und Gas    
Viele Unternehmen sind von den (noch) 
hohen Energiekosten belastet. Um Abhilfe 
für diese nicht vorhersehbare explosions-
artige Kostensteigerung zu schaffen, hat 
der Gesetzgeber diverse Entlastungen 
vorgesehen. Um Sie weiterhin zu diesem 
Thema auf dem Laufenden zu halten, 
fassen wir die bisher ergangenen Neuig-
keiten zusammen.

Energiekostenzuschuss II
Für den Energiekostenzuschuss II ist der-
zeit immer noch (!) keine Richtlinie ver-
öffentlicht worden. Wir fassen die bisher 
bekannten Eckpunkte zusammen:
Pro Unternehmen können zwischen  
EUR 3.000,00 bis EUR 150 Mio. ausbe-
zahlt werden.
Der Förderzeitraum ist: 1.1.2023 bis 
31.12.2023.
Eingeteilt wird in 5 Förderstufen:
•	 Die Antragstellung wird wie beim EKZ I 

über den Fördermanager der aws mög-
lich sein.

•	 Ausgenommen sind z. B. staatliche 
Einheiten, energieproduzierende oder 
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Achtung: Da es sich bei der Energie-
kostenpauschale um eine De-minimis-
Beihilfe handelt, darf pro Unternehmen 
in den letzten drei Jahren die Summe 
der erhaltenen De-minimis-Beihilfen  
EUR 200.000,00 nicht übersteigen. 
Das Energiekostenpauschale ist nicht 
mit einem Energiekostenzuschuss I für 
denselben Zeitraum kombinierbar.
Da diese Förderung durch das Un-
ternehmen selbst beantragt werden 
muss, möchten wir die einzelnen Bean-
tragungsschritte kompakt darlegen:

Schritt 1: 
�� Führen Sie einen Selbst-Check 

auf www.energiekostenpauschale.
at durch, um zu erfahren, ob Sie an-
tragsberechtigt sind.

�� Beantragung der Handysignatur 
oder ID-Austria (sofern nicht vor-
handen).

�� Beantragung USP-Zugang (sofern 
nicht vorhanden).

�� Branchenkennzahl herausfinden: 
Hat Ihr Unternehmen noch keinen 
ÖNACE-Code, können Sie sich 
schriftlich an klm@statistik.gv.at 
wenden. Geben Sie dort eine Identifi-
kationsnummer Ihres Unternehmens 
(z. B. Firmenbuchnummer, Steu-
ernummer) und eine ausführliche 
Beschreibung Ihrer wirtschaftlichen 
Tätigkeit(en) an. Sollte Ihrem Unter-
nehmen bereits ein ÖNACE-Code 
zugeteilt sein, so finden Sie diesen 
im Unternehmerserviceportal (USP) 
unter „Mein USP“ / „Unternehmens-
daten“ / „Haupttätigkeit“.

�� Umsatzhöhe 2022 herausfinden.

Schritt 2:
�� 	Anmeldung auf www.usp.gv.at.
�� 	Unter „Alle Services“ den Punkt „En-

ergiekostenpauschale für Unter-
nehmen“ auswählen.

�� 	Formular ausfüllen (Umsatzhöhe 
2022) und einreichen.

Der Einreichung folgt eine automatisierte 
Prüfung, von deren Ergebnis Sie umge-
hend in Kenntnis gesetzt werden. Eine 
Bestätigungsmail für die Einreichung 
des Antrags wird nicht versandt. Wird der 
Antrag automatisch angenommen, so 
wird die Förderung auf das angegebene 
Bankkonto überwiesen. Im Falle einer 
Ablehnung werden Sie über die Gründe 
der Ablehnung informiert.

mineralölverarbeitende Unternehmen 
sowie Unternehmen aus dem Bereich 
des Banken- und Finanzierungswesen.

•	 Steuerliches Wohlverhalten wird vo-
rausgesetzt.

•	 Eine Beschäftigungsgarantie bis Ende 
2024 wird vorausgesetzt.

•	 Es wird Einschränkungen für Bonus-
zahlungen und Dividendenausschüt-
tungen geben.

•	 Bei lagerfähiger Energie wird die Förde-
rung von Bevorratung ausgeschlossen.

Die Antragstellung wird in zwei Phasen 
aufgeteilt:

Energiekostenpauschale
Um den Energiekostenanstieg für 
Kleinst- und Kleinunternehmer zumin-
dest teilweise abzudecken und damit die 
Wettbewerbsfähigkeit der österreichi-
schen Betriebsstandorte zu sichern, hat 
das Bundesministerium für Arbeit und 
Wirtschaft die Energiekostenpauscha-
le geschaffen. Die Energiekostenpau-
schale ist seit dem 8.8.2023 und bis 
zum 30.11.2023 beantragbar.
Die Energiekostenpauschale umfasst 
eine Pauschalförderung zwischen 
EUR 110,00 und EUR 2.475,00 pro Un-
ternehmen. Die Höhe der Pauschalför-
derung wird abhängig von der Branche 
(ÖNACE-Kennzahl) und dem Jahres-
umsatz des Jahres 2022 berechnet. 
Diese Förderung wird rückwirkend für 
das Jahr 2022 beantragt.
Die Voraussetzungen für das Erlangen 
dieser Förderung sind:
•	 Bestehendes österreichisches Unter-

nehmen mit Betriebsstätte in Österreich.
•	 Jahresumsatz im Kalenderjahr 2022 

von mindestens EUR 10.000,00 und 
höchstens EUR 400.000,00.

Ausgenommen sind öffentliche Unter-
nehmen, Gebietskörperschaften, alle 
freien Berufe, Unternehmenssektoren 
Energie-, Finanz- sowie Versicherungs-
wesen, Realitätenwesen, Landwirtschaft 
sowie politische Parteien und deren Un-
ternehmen.
Die Förderung kann für drei verschie-
dene Zeiträume beantragt werden, die 
jeweils unterschiedliche Mindest- und 
Maximalförderungen vorsehen:

förderfähiger 
Zeitraum

Antragsfenster

1.1.2023 bis 
30.6.2023

ACHTUNG: Voranmel-
dung ab 16.10.2023 
bis 2.11.2023 über 
Homepage der AWS

1.7.2023 bis 
31.12.2023

1. Quartal 2024  
(Februar/März 2024)

Zeitraum Förderhöhe
1.2.2022 bis 
31.12.2022

EUR 410,00 bis  
EUR 2.475,00

1.2.2022 bis 
30.9.2022

EUR 300,00 bis  
EUR 1.800,00

1.10.2022 bis 
31.12.2022

EUR 110,00 bis  
EUR 675,00

Aktuelle Höchst-
gerichtliche Ent-
scheidungen
Besteuerung der im Scheidungsver-
gleich festgelegten Rente
Zwei Eheleute hatten anlässlich ihrer 
einvernehmlichen Ehescheidung eine 
Vereinbarung über den Verzicht auf 
Unterhalt und die Aufteilung des Vermö-
gens getroffen. Ein seinerzeit als Wert-
anlage angeschafftes, im gemeinsamen 
Eigentum stehendes Miethaus sollte in 
das Alleineigentum der Frau übergehen. 
Die Frau verpflichtet sich im Gegenzug 
zu einer monatlichen Leibrente an den 
Mann. Aufteilungen im Scheidungsver-
gleich gelten normalerweise als unent-
geltlicher Vorgang. Da aber die Rente 
exakt so vereinbart wurde, dass der 
Kapitalwert der Rente dem Verkehrs-
wert des übertragenen Hälfteanteils 
am Miethaus entsprach, war steuerlich 
von einer entgeltlichen Übertragung 
der Liegenschaftshälfte gegen Kauf-
preisrente auszugehen. Das bedeute-
te ab dem Jahr, in welchem die Ren-
tenzahlungen den kapitalisierten Wert 
der Rentenverpflichtung überstiegen, 
folgendes: Die Frau kann die Renten-
zahlungen einkommensteuerlich voll-
ständig als Sonderausgaben absetzen, 
während der Mann den Renteneingang 
versteuern muss (sobald die Renten 
seine Anschaffungskosten für die Miet-
haushälfte übersteigen). 

Grunderwerbsteuer bei Beendigung 
einer OG/KG durch Ausscheiden des 
vorletzten Gesellschafters
Die Ehefrau und der Ehemann wa-
ren die einzigen Gesellschafter einer 
grundstückhaltenden OG. Der Ehe-
mann schenkte seinen OG-Anteil der 
Ehefrau, wodurch die Gesellschaft er-
losch und die Ehefrau zur Alleineigen-
tümerin des Grundstücks wurde. Für 
die Berechnung der GrESt ist entschei-
dend: Es liegt hier kein begünstigter 
Grundstücks-Erwerb vom anderen 
Ehegatten vor. Vielmehr hat die Ehe-
frau das Grundstück direkt von der (un-
tergehenden) Gesellschaft erhalten. Die 
Grunderwerbsteuer beträgt daher 3,5 
% der Gegenleistung, zumindest 3,5 % 
des gemeinen Wertes des gesamten 
Grundstücks.

SteuernSteuern
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Wunsch nicht angenommen, also der 
Arbeitgeber das Homeoffice nicht 
verlangt und dem Dienstnehmer einen 
ständigen Arbeitsplatz (im Betrieb) zur 
Verfügung stellt, der auch tatsächlich ge-
nutzt wird. Der ausländische Arbeitgeber 
ist also auf der sicheren Seite, wenn er 
dem Dienstnehmer einen Arbeitsplatz 
im Betrieb zur Verfügung stellt und das 
Homeoffice bloß erlaubt, aber nicht an-
ordnet. In einer jüngst ergangenen An-
fragebeantwortung hat das BMF diese 
Auffassung bestätigt, aber offengelas-
sen, ob auch beim Führungspersonal 
des Betriebes das bloße „Nichtverlan-
gen“ eines Homeoffice ausreicht, um 
eine Betriebsstätte des Arbeitgebers zu 
verhindern.
b) Besteuerung des Dienstnehmers 
wegen des inländischen Homeoffice
Arbeitslöhne werden grundsätzlich am 
Tätigkeitsort steuerpflichtig. Insoweit 
der vom ausländischen Arbeitgeber 
bezahlte Lohn auf Arbeitstage im in-
ländischen Homeoffice des Dienst-
nehmers entfällt, steht Österreich das 
Besteuerungsrecht zu (eine Ausnahme 
hat es für die Pandemiezeit gegeben). 
Falls der ausländische Arbeitgeber in 
Österreich eine Betriebsstätte hat, muss 
er für einen in Österreich steuerpflich-
tigen Lohnanteil den österreichischen 
Lohnsteuerabzug vornehmen. (Bei jenen 
DBAs, die eine Grenzgängerregelung 
enthalten, ist zu beachten, dass Grenz-
gängerregelungen das arbeitstägliche 
Pendeln zwischen Betrieb und Wohnung 
verlangen und daher bei regelmäßigem 
Homeoffice unanwendbar werden.)
In der Sozialversicherung gilt: Jeder 
Dienstnehmer ist nur in einem EU-Mit-
gliedstaat pflichtversichert, grundsätz-
lich in seinem Tätigkeitsstaat. Während 
der Pandemie hatte die Tätigkeit im Ho-
meoffice nichts an der Sozialversiche-
rung geändert. Ab 1.7.2023 gilt: Wenn 
der über die Grenze pendelnde Dienst-
nehmer mindestens 25 % seiner Be-
rufstätigkeit in seinem Wohnsitzstaat 
erbringt, ist dieser Wohnmitgliedstaat 
für die Sozialversicherung zuständig. 
Der Dienstnehmer kann allerdings auf-
grund einer neuen europäischen Rah-

menvereinbarung (MRV-Telearbeit) für 
grenzüberschreitende Telearbeit einen 
„Ausnahmeantrag“ stellen, um in der 
Sozialversicherungszuständigkeit des 
Arbeitgeberstaates zu bleiben, wenn er 
weniger als 50 % der Gesamtarbeits-
zeit im Homeoffice im Wohnsitzstaat 
verbringt. 

Servicepauschale als 
„Zwangstrinkgeld“ 
in der Gastronomie 
In der Gastronomie steht ein fixes Ser-
vicepauschale als zwingendes Trinkgeld 
in Diskussion. Einzelne Gastwirte ha-
ben ein solches bereits eingeführt. Da-
bei wird übersehen: Nur das freiwillige 
Trinkgeld ist für die Kellner einkom-
mensteuerlich steuerfrei gestellt. Ein 
Trinkgeld, welches der Gast zwangswei-
se zahlen muss, stellt hingegen für das 
Servicepersonal lohnsteuerpflichtigen 
Arbeitslohn dar und unterliegt auch der 
Sozialversicherungspflicht. Weiters be-
steht auch die Gefahr, dass das Finanz-
amt ein „Zwangstrinkgeld“ beim Gastwirt 
der Umsatzsteuer unterziehen muss; es 
unterliegt dann der Umsatzsteuer wie 
der sonstige Preis der jeweiligen Konsu-
mation. 

VwGH: Verlängerter 
Anspruch auf Urlaub-
sersatzleistung bei feh-
lender Aufforderung zum 
Verbrauch
Demnach verjährt der Urlaub nicht, sollte 
es der Arbeitgeber verabsäumt haben, 
den Arbeitnehmer zum Verbrauch sei-
nes Urlaubsanspruchs aufgefordert bzw. 
auf die drohende Verjährung dieses An-
spruchs hingewiesen zu haben. Insofern 
folgt der OGH in seiner Entscheidung 
der vom EuGH vertretenen Linie.

Homeoffice über 
die Grenze
Work-Life-Balance und das Arbei-
ten von zuhause aus ist für die neue 
Generation an Mitarbeitenden nicht 
mehr wegzudenken. Nach dem Ende 
der Covid-19-Sonderregelungen gilt 
es, diese Form des Arbeitens in das 
bestehende Regelwerk einzubinden.

Homeoffice und Arbeitsstätte in un-
terschiedlichen Ländern
Liegt der Wohnort und damit das Ho-
meoffice des Dienstnehmers nicht im 
Sitzstaat des Arbeitgebers, führt dies zu 
steuer- und sozialversicherungsrecht-
lichen Besonderheiten. Diese Situation 
liegt etwa dann vor, wenn das Homeof-
fice des Dienstnehmers in Österreich 
liegt, der Sitz des Arbeitgebers aber 
im Ausland. Die Problematik betrifft 
hier einerseits (a) die Besteuerung des 
Gewinnes des Arbeitgebers, falls das 
Homeoffice als eine Betriebsstätte ein-
gestuft wird, und andererseits (b) die Be-
steuerung des Arbeitslohnes. 
a) Homeoffice des Dienstnehmers als 
mögliche inländische Betriebsstätte 
des ausländischen Arbeitgeberbe-
triebes
Wird das inländische Homeoffice des 
Dienstnehmers als Betriebsstätte des 
Arbeitgebers eingestuft, ist ein Teil des 
Arbeitgebergewinnes im Inland zu be-
steuern. Ein Homeoffice gilt allerdings 
dann von vornherein nicht als Betriebs-
stätte, wenn der Dienstnehmer dort nur 
Hilfstätigkeiten erbringt, also Tätigkeiten, 
die nicht das Kerngeschäft des Arbeit-
gebers betreffen. Wesentlich ist Fol-
gendes: Eine Betriebsstätte kann nur 
dann vorliegen, wenn der Arbeitgeber 
Verfügungsmacht über das Homeoffice 
hat. Keine Verfügungsmacht des Arbeit-
gebers wird angenommen, wenn die Tä-
tigkeit lediglich gelegentlich (oder z. B. 
seinerzeit lediglich pandemiebedingt) im 
Homeoffice ausgeübt wird. Verfügungs-
macht wird zudem beim Homeoffice auf 
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Personalver-
rechnung
Personalver- 
rechnung

Seit 1.9.2023  
verstärkt Frau  
Eva Masarykova  
unsere Buchhaltung 
und ist unter der 
DW 91 erreichbar.

Neu im Team 
der Personalver-
rechnung ist seit 
18.9.2023 Frau  
Andreea Mocea. 
Sie ist unter der DW 
77 erreichbar.

Silvia Kottlik 
Personalverrechnerin
E-Mail: skottlik@pirklbauer.com  


